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Satzung über die Erhebung einer Hun-
desteuer im Gebiet der Stadt Mühlheim 

am Main 
 

(Hundesteuersatzung) 
 

Aufgrund der §§ 5 und 51 der Hessischen Gemeindeordnung (HGO) in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 07.03.2005 (GVBI I S.142), zuletzt geändert durch 
Artikel 2 des Gesetzes vom 05.02.2026 (GVBl. 2026 Nr. 8), der §§ 1, 2 und 7 des 
Gesetzes über kommunale Abgaben in der Fassung vom 24.03.2013 (GVBI. I S. 
134), zuletzt geändert durch Artikel 6 des Gesetzes vom 01.04.2025 (GVBI. 2025 
Nr. 24) hat die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Mühlheim am Main in ihrer 
Sitzung am 25.06.2026 die folgende Satzung beschlossen: 
 
 

§ 1 
Steuergegenstand 

 
Gegenstand der Steuer ist das Halten von Hunden durch natürliche Personen im 
Stadtgebiet.  
 

§ 2 
Steuerpflicht 

 
(1) Steuerschuldnerin oder Steuerschuldner ist die Halterin oder der Halter eines 

Hundes. 
 
(2) Hundehalterin oder Hundehalter ist, wer einen Hund im eigenen Interesse oder 

im Interesse eines Haushaltsangehörigen im eigenen Haushalt aufnimmt. Als 
Halterin oder Halter gilt auch, wer einen Hund länger als zwei Monate gepflegt, 
untergebracht oder auf Probe oder zum Anlernen gehalten hat. 

 
(3) Alle in einen Haushalt aufgenommenen Hunde gelten als von ihren Halterinnen 

oder Haltern gemeinsam gehalten. 
 
(4) Halten mehrere Personen gemeinschaftlich einen oder mehrere Hunde, so sind 

sie Gesamtschuldner der Steuer. 
 

§ 3 
Entstehung und Ende der Steuerpflicht 

 
(1) Die Steuerpflicht entsteht mit dem 1. des Monats, in dem ein Hund in einen 

Haushalt aufgenommen wird. Bei Hunden, die der Halterin oder dem Halter 
durch Geburt von einer ihr oder ihm gehaltenen Hündin zuwachsen, beginnt 
die Steuerpflicht mit dem 1. des Monats, in dem der Hund drei Monate alt wird. 
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In den Fällen des § 2 Abs. 2 Satz 2 beginnt die Steuerpflicht mit dem 1. des 
Monats, in dem der Zeitraum von zwei Monaten überschritten worden ist. 

 
(2) Die Steuerpflicht endet mit Ablauf des Kalendermonats, in dem die Hundehal-

tung beendet war, die Stadt Mühlheim am Main ist darüber in einer Meldung 
nach § 8 Abs. 3 zu informieren. 

 
§ 4 

Erhebungszeitraum, Entstehung der Steuer 
 
(1) Die Steuer wird als Jahressteuer erhoben. Erhebungszeitraum ist das Kalen-

derjahr. 
 
(2) Entsteht oder endet die Steuerpflicht im Laufe des Kalenderjahres, so ist die 

Steuer anteilmäßig auf volle Monate zu berechnen. 
 
 

§ 5 
Steuersatz 

 
(1) Die Steuer beträgt jährlich 
 

für den ersten Hund   90,00 Euro, 
für den zweiten Hund 120,00 Euro, 
für jeden dritten und jeden weiteren Hund 150,00 Euro. 

 
(2) Abweichend von Abs. 1 beträgt die Steuer  
 für jeden gefährlichen Hund  600,00 Euro. 

 
(3) Als gefährliche Hunde gelten Hunde der Rassen und Gruppen sowie deren 

Kreuzungen untereinander oder mit anderen Hunden, deren Gefährlichkeit 
nach § 2 Abs. 1 Satz 2 der Gefahrenabwehrverordnung über das Halten und 
Führen von Hunden vom 22.01.2003 (GVBl. I S. 54) in der jeweils geltenden 
Fassung vermutet wird, oder die nach § 2 Abs. 2 der Gefahrenabwehrverord-
nung über das Halten und Führen von Hunden vom 22.01.2003 (GVBl. I S. 54) 
in der jeweils geltenden Fassung gefährlich sind. 

 
§ 6 

Steuerbefreiung 
 
Steuerbefreiung wird gewährt für Hunde, die aus Einrichtungen von inländischen 
Tierschutz- oder ähnlichen Organisationen übernommen werden. Die Steuerbe-
freiung wird nur auf Antrag und Vorlage entsprechender Dokumente (Vertrag) ge-
währt und gilt nicht für gefährliche Hunde gemäß § 5 Abs. 3 dieser Satzung. Die 
Befreiung gilt bis zum Ende des auf das zweite Jahr des Erwerbs folgenden Ka-
lenderjahres. 
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§ 7 

Festsetzung und Fälligkeit 
 
(1) Die Steuer wird für ein Kalenderjahr oder – wenn die Steuerpflicht erst während 

des Kalenderjahres beginnt – für den Rest des Kalenderjahres festgesetzt.  In 
der Festsetzung kann bestimmt werden, dass die Festsetzung auch für künftige 
Kalenderjahre gilt, solange sich die Berechnungsgrundlagen und die Höhe der 
Steuer nicht ändern. 

 
(2) Die Steuer wird bei der erstmaligen Festsetzung einen Monat nach Bekanntga-

be des Steuerbescheides, im Übrigen jeweils zum 01. Juli eines Kalenderjahres 
mit dem Jahresbetrag fällig. 

 
(3) Für diejenigen Steuerschuldner, die für das Kalenderjahr die gleiche Hunde-

steuer wie im Vorjahr zu entrichten haben, kann die Hundesteuer durch öffent-
liche Bekanntmachung festgesetzt werden. 
Für die Steuerschuldner treten mit dem Tage der öffentlichen Bekanntmachung 
die gleichen Rechtswirkungen ein, wie wenn ihnen an diesem Tage ein schrift-
licher Steuerbescheid zugegangen wäre. 

 
§ 8 

Meldepflicht 
 
(1) Die Hundehalterin oder der Hundehalter ist verpflichtet, einen Hund innerhalb 

von zwei Wochen nach der Aufnahme oder – wenn der Hund ihr oder ihm 
durch Geburt von einer von ihr oder ihm gehaltenen Hündin zugewachsen ist – 
innerhalb von zwei Wochen, nach- dem der Hund drei Monate alt geworden ist, 
bei der Stadt unter Angabe der Rasse und der Abstammung des Tieres schrift-
lich anzumelden. In den Fällen des § 2 Abs. 2 Satz 2 muss die Anmeldung in-
nerhalb von zwei Wochen nach dem Tage, an dem der Zeitraum von zwei Mo-
naten überschritten worden ist, erfolgen. 

 
(2) Ein Nachweis über die Rassezugehörigkeit des Hundes ist bei Anmeldung vor-

zulegen. 
 
(3) Endet die Hundehaltung, so ist dies der Stadt innerhalb von zwei Wochen 

schriftlich anzuzeigen. 
 
(4) Wird ein Hund veräußert, so sind mit der Anzeige nach Abs. 3 Name und An-

schrift der Erwerberin oder des Erwerbers anzugeben, sofern die Anschrift der 
Erwerberin oder des Erwerbers im Gebiet der Stadt Mühlheim am Main liegt. 

 
§ 9 

Hundesteuermarken 
 
(1) Für jeden angemeldeten Hund, dessen Haltung im Stadtgebiet angezeigt wur-

de, wird eine Hundesteuermarke, die Eigentum der Stadt bleibt, ausgegeben. 
 
(2) Die Hundesteuermarken bleiben für die Dauer der Hundehaltung gültig. 
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(3) Die Hundehalterin oder der Hundehalter hat die von ihr oder ihm gehaltenen 

Hunde mit einer gültigen und sichtbaren Hundesteuermarke zu versehen. 
 
(4) Endet eine Hundehaltung, so ist die Steuermarke mit der Anzeige über die Be-

endigung der Hundehaltung innerhalb von zwei Wochen an die Stadt zurück-
zugeben. 

 
(5) Bei Verlust einer Hundesteuermarke wird der Halterin oder dem Halter eine Er-

satzmarke gegen eine Gebühr ausgehändigt. Dasselbe gilt für den Ersatz einer 
unbrauchbar gewordenen Hundesteuermarke; die unbrauchbar gewordene 
Hundesteuermarke ist zurückzugeben. Wird eine in Verlust geratene Hunde-
steuermarke wieder aufgefunden, ist die wiedergefundene Marke unverzüglich 
an die Stadt zurückzugeben. 

 
§ 10 

Steueraufsicht 
 
(1) Auf die Steuerschuldner finden die Vorschriften der Abgabenordnung über die 

Außenprüfung entsprechende Anwendung. 
 
(2)  Die Stadt/Gemeinde ist befugt, die Angaben des zur Auskunft Verpflichteten in 

seinen Geschäftsbüchern und sonstigen Unterlagen nachzuprüfen. 
 

§ 11 
Hundebestandsaufnahme 

 
(1) Der Magistrat kann zur Sicherung der Gleichmäßigkeit der Erhebung der Hun-

desteuer im zeitlichen Abstand von nicht weniger als zwei Jahren allgemeine 
Erhebungen des Hundebestandes (Hundebestandsaufnahme) anordnen. Der 
Magistrat weist vor Durchführung öffentlich in geeigneter Form auf die Hunde-
bestandsaufnahme hin. 

 
(2)  Die Stadt kann sich zur Durchführung der Hundebestandsaufnahme Dritter 

bedienen, wenn der Magistrat dies anordnet. §§ 3 und 57 Hessisches Daten-
schutz- und Informationsfreiheitsgesetz (HDSIG) gilt entsprechend. 

  
(3) Grundstückseigentümer, Haushaltungsvorstände und deren Stellvertreter sind 

verpflichtet, den Beauftragten der Stadt auf Nachfrage über die auf dem 
Grundstück, im Haushalt oder Betrieb gehaltenen Hunde und deren Halter 
wahrheitsgemäß Auskunft zu erteilen (§ 4 Abs. 1 Nr. 3a KAG in Verbindung 
mit § 93 AO). Zur wahrheitsgemäßen Auskunftserteilung ist auch der Hunde-
halter verpflichtet. 

 
(4) Bei der Durchführung von Hundebestandsaufnahmen sind die Grundstücksei-

gentümer, Haushaltungsvorstände sowie deren Stellvertreter zur wahrheits-
gemäßen Ausfüllung der ihnen vom Steueramt übersandten Nachweisungen 
innerhalb der vorgeschriebenen Fristen verpflichtet (§4 Abs. 1 Nr. 3a KAG 
i.V.m. § 93 AO). 
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(5)  Durch das Ausfüllen der Fragebögen oder die mündliche Auskunftserteilung 

wird die Verpflichtung zur An- und Abmeldung nach § 8 nicht berührt. 
 

§ 12 
Übergangsvorschriften 

 
Die im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser Satzung bereits angemeldeten Hunde 
gelten als angemeldet im Sinne des § 8 Abs. 1. 
 

§ 13 
Inkrafttreten 

 
Diese Satzung tritt rückwirkend zum 01.01.2026 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Sat-
zung über die Erhebung der Hundesteuer vom 05.03.2018 außer Kraft. 
 
 
Mühlheim am Main, den 26.06.2026 
 
Magistrat der Stadt Mühlheim am Main 
 

Dr. Alexander Krey  
   Bürgermeister 

 
 
 
 
 
 
 
 
(Veröffentlicht in der Offenbach Post und auf der Internetseite der Stadt Mühlheim am Main am 
30.06.2026) 
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